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Bund der 
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An den 
Präsidenten des Landtags 
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40002 Düsseldorf 

 
 

Gewerkschaft Strafvollzug 
Landesverband 
Nordrhein-Westfalen e.V. 

 
LANDESLEITUNG 

 
Reisholzer Werftstraße 35 
40589 Düsseldorf 
Telefon: (02 11) 46 12 59 
E-Mail: info@bsbd-nrw.de 
Internet: www.bsbd.nrw 

 
 

             Düsseldorf, den 11.06.2026 
 
 

Antrag der FDP-Fraktion „Mehr Wertschätzung für den Justizvollzug“ 
Drucksache 18/17466 

Anhörung des Rechtsausschusses des Landtags Nordrhein-Westfalen 
am 1. Juli 2026 
 
Sehr geehrter Herr Landtagspräsident, 
sehr geehrter Herr Vorsitzender, 
sehr geehrte Damen und Herren Abgeordnete, 

wir bedanken uns für die Gelegenheit, zum Antrag der FDP-Fraktion „Mehr Wertschätzung für 
den Justizvollzug“ Stellung zu nehmen. 

I. Einleitung 

Der Antrag greift mehrere Themen auf, die im Justizvollzug seit Jahren diskutiert werden und 
viele Bedienstete unmittelbar betreffen.  

Dazu gehören insbesondere die Situation des Werkdienstes, die Frage der Dienstkleidung sowie 
die Personalbemessung in den Justizvollzugsanstalten. 

Positiv ist zunächst, dass der Antrag die Situation im Justizvollzug erneut stärker in den 
politischen Fokus rückt. 

Der Vollzug findet für die meisten Menschen weiterhin hinter Mauern statt und bleibt in vielen 
Bereichen außerhalb der öffentlichen Wahrnehmung. 
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Die Bediensteten leisten dort täglich hoheitliche Arbeit unter teils schwierigen Bedingungen. 

Die Belastungen haben in den vergangenen Jahren spürbar zugenommen. Gründe dafür sind 
unter anderem Personalmangel, hohe Krankenstände, steigende Anforderungen im Umgang mit 
psychisch auffälligen Gefangenen sowie immer mehr Dokumentations- und 
Verwaltungsaufgaben. 

Der BSBD NRW unterstützt deshalb ausdrücklich das Anliegen, die Arbeitsbedingungen und die 
Wertschätzung für die Bediensteten des Justizvollzugs zu verbessern. 

Wertschätzung im Justizvollzug erschöpft sich dabei nicht allein in finanziellen Fragen. Zur 
Wertschätzung gehören aus Sicht vieler Bediensteter ebenso ausreichende 
Personalausstattung, verlässliche Arbeitsbedingungen, realistische Entwicklungsmöglichkeiten, 
moderne Arbeitsbedingungen sowie die sichtbare politische Wahrnehmung der täglichen Arbeit 
im Vollzug. 

Gerade weil der Justizvollzug für die Öffentlichkeit häufig wenig sichtbar ist, entsteht bei vielen 
Bediensteten der Eindruck, dass Belastungen und besondere Anforderungen ihres Berufs 
oftmals erst dann wahrgenommen werden, wenn Probleme bereits offen zutage treten. 

Hinzu kommt, dass Bedienstete des Justizvollzugs sich auch in der öffentlichen Darstellung 
häufig nicht angemessen wahrgenommen fühlen. 

Begriffe wie „Wärter“ oder „Schließer“ werden dem heutigen Aufgaben- und 
Verantwortungsbereich im Justizvollzug in keiner Weise gerecht und werden von vielen 
Bediensteten insbesondere des allgemeinen Vollzugsdienstes als abwertend empfunden. 

Dabei gerät häufig aus dem Blick, dass der moderne Justizvollzug nur durch das 
Zusammenspiel unterschiedlichster Berufsgruppen funktionieren kann. 

Die nachfolgenden Ausführungen sollen die im Antrag angesprochenen Themen aus Sicht der 
Praxis ergänzen und einordnen. Ziel ist es, die Diskussion über die Situation im Justizvollzug 
konstruktiv weiterzuführen. 

II. Meisterzulage im Werkdienst 

Der BSBD NRW unterstützt die Zielrichtung des Antrags ausdrücklich. 

Der Werkdienst nimmt im Justizvollzug eine besondere Rolle ein. 

Die dort eingesetzten Bediensteten vermitteln nicht nur berufliche Fertigkeiten. Sie arbeiten 
täglich unter den besonderen Bedingungen des Justizvollzugs und tragen wesentlich dazu bei, 
Gefangenen überhaupt wieder eine geregelte Tagesstruktur und berufliche Perspektive zu 
vermitteln. 
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Gerade die Möglichkeit, im Vollzug einen Berufsabschluss oder eine anerkannte Qualifikation zu 
erwerben, ist für viele Gefangene ein wichtiger Schritt für ein straffreies Leben nach der 
Entlassung. Der Werkdienst leistet hierzu täglich einen wesentlichen Beitrag. 

Die Aufgaben des Werkdienstes sind vielfältig und gehen weit über reine handwerkliche 
Tätigkeiten hinaus. Neben fachlicher Anleitung und Ausbildung übernehmen die Bediensteten 
Verantwortung für Sicherheit, Organisation und den täglichen Ablauf in den Arbeitsbetrieben der 
Justizvollzugsanstalten. 

Gleichzeitig arbeiten sie täglich mit Gefangenen in teilweise schwierigen und konfliktbelasteten 
Situationen. 

Diese Aufgaben werden außerhalb des Vollzugs häufig unterschätzt. 

Ein großes Problem ist seit Jahren die Konkurrenz zur Privatwirtschaft. 

Qualifizierte Meister und Techniker können außerhalb des öffentlichen Dienstes regelmäßig 
deutlich höhere Einkommen erzielen. Der Justizvollzug steht deshalb zunehmend vor dem 
Problem, geeignete Bewerber für den Werkdienst zu gewinnen und langfristig zu halten. 

Die derzeitige Meisterzulage steht in keinem angemessenen Verhältnis zu Verantwortung, 
Qualifikation und Arbeitsbelastung. 

Positiv ist aus Sicht des BSBD NRW, dass bereits eine Anhebung der Meisterzulage auf 80 Euro 
vorgesehen ist. Damit wird der bestehende Handlungsbedarf zumindest anerkannt. 

Der BSBD NRW hat sich im Rahmen des aktuellen Gesetzgebungsverfahrens darüber hinaus 
für eine Anhebung der Meisterzulage auf 250 Euro monatlich ausgesprochen. 

Unabhängig davon wäre aus Sicht des BSBD NRW bereits eine Anhebung auf das Niveau der 
Pflegezulage ein erster Schritt in die richtige Richtung und ein deutlich stärkeres Signal für die 
tatsächliche Bedeutung des Werkdienstes. 

Die Probleme bei Nachwuchsgewinnung und Personalbindung im Werkdienst werden damit 
allerdings noch nicht vollständig gelöst. 

Der Werkdienst braucht deshalb nicht nur eine höhere Zulage, sondern insgesamt bessere 
Rahmenbedingungen, um dauerhaft genügend qualifizierte Bedienstete gewinnen und halten zu 
können. 
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Die Schwierigkeiten bei der Nachwuchsgewinnung im Werkdienst haben mehrere Ursachen: 

 die Konkurrenz des freien Arbeitsmarktes,  
 zunehmende Belastungen im Vollzugsalltag,  
 hohe bürokratische Anforderungen,  
 sowie insgesamt sinkende Attraktivität des öffentlichen Dienstes in verschiedenen 

Bereichen.  

Eine höhere Meisterzulage ist deshalb wichtig, wird die bestehenden Probleme allein aber nicht 
lösen. 

Darüber hinaus sollte die Diskussion nicht ausschließlich auf Meister beschränkt bleiben. Auch 
die übrigen Berufsgruppen im Justizvollzug erleben seit Jahren zunehmende Belastungen sowie 
wachsende Schwierigkeiten bei der Personalgewinnung und Personalbindung. 

Ähnliche Probleme bestehen inzwischen auch in anderen Bereichen des Justizvollzugs. 

So erfolgt die Eingangsbesoldung im Verwaltungsdienst der Laufbahngruppe 1.2 weiterhin nach 
A6, während der allgemeine Vollzugsdienst sowie der Werkdienst bereits seit Jahren nach A7 
besoldet werden.  

Auch hierin sehen viele Bedienstete eine Ungleichbehandlung, die zunehmend kritisch 
wahrgenommen wird. 

Der Werkdienst muss insgesamt attraktiver werden. Dazu gehören vernünftige 
Entwicklungsmöglichkeiten, konkurrenzfähige Rahmenbedingungen und eine realistische 
Bewertung der tatsächlichen Verantwortung im Vollzugsalltag. 

III. Dienstkleidung 

Der Antrag greift ein Thema auf, das bei vielen Bediensteten seit Jahren für Unverständnis sorgt. 

Justizvollzugsbedienstete sind verpflichtet, Dienstkleidung zu tragen. 

Gleichzeitig müssen sie die Kosten hierfür im Wesentlichen selbst tragen und erhalten lediglich 
einen Zuschuss. 

Der Vergleich mit der Polizei wird von vielen Bediensteten als nachvollziehbar empfunden, da 
beide Berufsgruppen hoheitliche Aufgaben wahrnehmen und beide verpflichtet sind, durch ihre 
Dienstkleidung staatliche Autorität sichtbar zu machen. 

Der BSBD NRW unterstützt daher die Forderung, die Bediensteten des Justizvollzugs bei der 
Dienstkleidung mit der Polizei gleichzustellen. 

Für viele Bedienstete wäre dies zugleich ein sichtbares Zeichen der Anerkennung ihrer täglichen 
Arbeit im Justizvollzug. 
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Wer verpflichtend Dienstkleidung tragen muss, sollte hierdurch keine dauerhafte finanzielle 
Belastung haben. Die derzeitige Situation sorgt bei vielen Bediensteten seit Jahren für 
Unverständnis, insbesondere bei Berufsanfängern. 

Die Frage der Dienstkleidung wird dabei nicht nur finanziell betrachtet. Viele Bedienstete 
verbinden damit auch die Frage, welchen Stellenwert der Justizvollzug innerhalb des öffentlichen 
Dienstes besitzt. 

Hinzu kommen praktische Probleme bei der Versorgung mit Dienstkleidung. Wenn Bedienstete 
teilweise viele Monate auf einzelne Bekleidungsstücke warten müssen, sorgt dies zusätzlich für 
Unverständnis. 

Gerade bei Dienstbekleidungsgegenständen wie zum Beispiel der Winterbekleidung erwarten 
die Bediensteten eine verlässliche und bedarfsgerechte Ausstattung. 

Auch Berufsanfänger sind hiervon betroffen. Teilweise müssen neue Bedienstete in den ersten 
Wochen ihres Dienstes private Kleidung tragen, weil notwendige Dienstkleidung nicht rechtzeitig 
zur Verfügung gestellt werden kann. Auch dies wird von vielen Bediensteten als Ausdruck 
fehlender Wertschätzung wahrgenommen. 

IV. Personalbedarfsberechnung 

Der Antrag spricht einen zentralen Punkt an. 

Die Belastung im Justizvollzug ist seit Jahren hoch. 

Das zeigt sich unter anderem an hohen Krankenständen, Mehrarbeit und zunehmenden 
Problemen bei der Dienstplangestaltung. 

Besonders im allgemeinen Vollzugsdienst stoßen viele Anstalten dauerhaft an ihre 
Belastungsgrenzen. 

Der BSBD NRW teilt ausdrücklich die Einschätzung, dass die Justizvollzugsanstalten in 
Nordrhein-Westfalen nur eingeschränkt miteinander vergleichbar sind. 

Die Unterschiede zwischen kleinen und großen Anstalten, Alt- und Neubauten, offenen und 
geschlossenen Vollzugsformen sowie spezialisierten Einrichtungen wirken sich unmittelbar auf 
den tatsächlichen Personalbedarf aus. 
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In der Praxis spielen beispielsweise folgende Faktoren eine erhebliche Rolle: 

 bauliche Besonderheiten,  
 lange Wege innerhalb der Anstalten,  
 unterschiedliche Sicherheitsanforderungen,  
 verschiedene Hafthausstrukturen,  
 medizinische oder psychiatrische Besonderheiten,  
 organisatorische Sonderaufgaben,  
 sowie regionale Unterschiede bei Personalgewinnung und Krankenstand.  

Aus Sicht des BSBD NRW muss sich die Ermittlung des Personalbedarfs deutlich stärker an den 
tatsächlichen Bedingungen in den einzelnen Anstalten orientieren. 

Derzeit werden vorhandene Stellen im Wesentlichen nach allgemeinen Verteilungsschlüsseln 
auf die Anstalten verteilt. 

Besondere Belastungen oder zusätzliche Aufgaben einzelner Standorte lassen sich dabei nur 
begrenzt abbilden. 

In der Praxis führt dies häufig dazu, dass zusätzliche Bedarfe an einer Stelle nur dadurch 
berücksichtigt werden können, dass an anderer Stelle eingespart wird. 

Gerade wegen der sehr unterschiedlichen Strukturen der Anstalten stößt ein solches System 
aus Sicht des BSBD NRW zunehmend an Grenzen. 

Der tatsächliche Personalbedarf im Justizvollzug lässt sich zudem nicht allein anhand 
statistischer Werte bestimmen. Hinzu kommen Entwicklungen, die sich teilweise kurzfristig 
verändern können: 

 Krankenstände,  
 Altersstruktur,  
 zunehmende psychische Auffälligkeiten,  
 Gewaltvorfälle,  
 steigende Dokumentationspflichten,  
 Sicherheitslagen,  
 Ausfallquoten,  
 Ausbildungsanteile,  
 und nicht zuletzt die Frage, ob offene Stellen überhaupt besetzt werden können.  

Ein weiterer wichtiger Punkt: 

Zusätzliche Planstellen bleiben aus Sicht des BSBD NRW notwendig, um die tatsächlichen 
Belastungen im Vollzug realistisch abzubilden. 

Gleichzeitig zeigt die Praxis, dass offene Stellen vielerorts nur schwer besetzt werden können. 
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Die Anstalten bemühen sich seit Jahren intensiv um Nachwuchsgewinnung, neue 
Werbemaßnahmen und angepasste Auswahlverfahren. Trotzdem bleibt die Zahl tatsächlich 
gewonnener Bewerberinnen und Bewerber häufig hinter dem Bedarf zurück. 

Neben einer bedarfsgerechten Personalausstattung müssen deshalb auch die 
Rahmenbedingungen verbessert werden, um Personal dauerhaft gewinnen und halten zu 
können. 

Dazu gehören unter anderem: 

 realistische Entlastung im Dienstalltag,  
 verlässliche Dienstplanung,  
 Reduzierung unnötiger Bürokratie,  
 ausreichende Ausbildungskapazitäten,  
 bessere Entwicklungsperspektiven und nachvollziehbare Beförderungsverfahren,  
 realistische Beförderungsmöglichkeiten,  
 sowie eine Überprüfung bestehender Stellen- und Beförderungsstrukturen, etwa im 

Zusammenhang mit der Justizvollzugs-Stellenobergrenzenverordnung.  

Gerade Fragen der beruflichen Entwicklung und Beförderung werden von vielen Bediensteten 
aufmerksam wahrgenommen. Aus Sicht des BSBD NRW ist wichtig, dass Verfahren transparent, 
nachvollziehbar und für die Bediensteten verlässlich gestaltet werden. 

Entscheidend sind am Ende nicht allein rechnerische Sollzahlen, sondern die tatsächlich 
verfügbare Personalstärke im täglichen Dienstbetrieb. 

V. Zusammenfassende Bewertung 

Der Antrag der FDP-Fraktion greift wichtige Themen des Justizvollzugs auf und setzt an 
mehreren Stellen richtige Schwerpunkte. 

Insbesondere die Diskussion über die Situation des Werkdienstes, die Dienstkleidung sowie die 
Belastung durch Personalmangel ist aus Sicht des BSBD NRW notwendig und überfällig. 

Positiv ist zudem, dass der Antrag den Justizvollzug insgesamt stärker in den politischen Fokus 
rückt. 

Gleichzeitig sollte die Diskussion nicht auf einzelne symbolische Maßnahmen verkürzt werden. 

Die Probleme des Justizvollzugs bestehen seit Jahren und betreffen viele Bereiche gleichzeitig. 
Dazu gehören Personalmangel, hohe Belastungen im Dienstalltag, Krankenstände, 
Schwierigkeiten bei der Nachwuchsgewinnung und fehlende Entwicklungsperspektiven. 

Eine spürbare Verbesserung wird deshalb nur möglich sein, wenn der Justizvollzug politisch 
dauerhaft ernst genommen und entsprechend ausgestattet wird. 
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Der BSBD NRW steht für eine konstruktive Weiterentwicklung des Justizvollzugs ausdrücklich 
zur Verfügung. 

Mit freundlichen Grüßen 
 

 
Horst Butschinek 
Landesvorsitzender 


